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†: Die Familie ist derzeit in 
aller Munde und führt gewis-
sermaßen die Hitliste der gesell-
schaftspolitischen Themen an. 
Seit dem letzten Sommer hat so-
gar die Stadt Bamberg eine Fa-
milienbeauftragte. Will man da-
mit nicht einfach nur chic sein?
Filkorn: Nein, die Familienbe-
auftragte ist kein Feigenblatt – 
sonst würde ich das nicht ma-
chen. Im Übrigen gibt es dazu ja 
eine Vorgeschichte. Vor einigen 
Jahren hat die Stadt Bamberg an 
einem Projekt des Freistaats Bay-

ern teilgenommen – übrigens 
auf Antrag der GAL: Es wur-
de ein „Kommunaler Familien-
tisch“ eingerichtet, der sich aus 
interessierten Bürgern und Bür-
gerinnen und örtlichen Akteu-
ren, die sich mit dem Thema Fa-
milie befassen, zusammensetzte. 
Daraus entstand dann der Fami-
lienbeirat als heute fest etablier-
tes Gremium, das den Stadtrat 
berät und Sprachrohr der Bam-
berger Familien ist. Und hier 
wiederum wurde die Idee gebo-

ren, eine Familienbeauftragte zu 
benennen.
†: Was sind Ihre Ziele als Fa-
milienbeauftragte?
Filkorn: Ich möchte die Bedeu-
tung von Familie in die Köpfe 
der Leute bringen. Insofern fin-
de ich die politische Diskussion 
nicht chic, sondern überlebens-
notwendig. Denn Familie ist die 
Basis unserer Gesellschaft, hier 
wachsen die zukünftigen Ar-
beitnehmer, Beitragszahler und 
Konsumenten heran. Nur lei-
der ist es in unserer Gesellschaft 

so, dass Kinderlosigkeit be-
lohnt wird und dass Leu-
te, die viel Zeit und Geld 
in Kinder investieren, ab-
gestraft werden. Aber ich 

möchte Familie auch aus so ei-
nem gewissen „weihnachtshei-
ligen Dunstkreis“ herausbrin-
gen. Mir geht es um die Aner-
kennung ganz konkreter und 
praktischer Bedürfnisse. Unter-
nehmen z.B realisieren das zu-
nehmend: Sie erkennen, dass sie 
gute Arbeitskräfte dann bekom-
men, wenn ihr Betrieb und auch 
der Ort ihres Betriebes familien-
freundlich ist.
†: Wie sieht ihr Arbeitsall-
tag aus?

Filkorn: Ich unterstütze die Ar-
beit des Familienbeirats, ge-
be Anregungen, greife Impul-
se auf und vernetze diese mit 
städtischen Stellen und ande-
ren Institutionen. Ich erledige 
Bürgeranfragen und halte Kon-
takt zum Bündnis für Familie in 
Berlin und in der Metropolre-
gion Nürnberg. Konkrete Pro-
jekte, an denen ich derzeit ar-
beite sind z.B. der gerade neu 
erschienene Familienratgeber, 
den ich mit anderen zusammen-
gestellt habe. Dann bin ich da-
bei, mit vielen anderen Akteu-
ren aus der Region eine „Bam-
berger Allianz Familien und Un-
ternehmen“ ins Leben zu rufen, 
bei der es um mehr Familien-
freundlichkeit am Arbeitsplatz 
geht. Ich beteilige mich daran, 
die Familienfreundlichkeitsprü-
fung in der Stadt Bamberg kon-
kret umzusetzen. Zudem biete 
ich neben meinen regelmäßigen 
Bürgersprechstunden eine Will-
kommensberatung für neu zuge-
zogene Familien an.
†: Das klingt eigentlich nach 
Fulltimejob.
Filkorn: Stimmt. Doch auch 
wenn es viel Arbeit ist und ich 
ehrenamtlich tätig bin, macht es 
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Die † sprach mit Gisela Filkorn, der neuen Familienbeauftragten der Stadt Bamberg, über konkrete Ziele, Visionen und ihren 
Arbeitsalltag.

mir sehr großen Spaß – mehr als 
ich erwartet hätte.
†: Das hört sich an, als hät-
ten Sie im Rathaus offene Türen 
eingerannt.
Filkorn: Mein erster Eindruck 
war tatsächlich überaus positiv. 
Alle Leute haben mich sehr auf-
geschlossen empfangen. Sobald 
ich meine Anliegen dann kon-
kret mache, wird es hie und da 
schon etwas schwieriger. Aber 
mit Nachdruck geht dann vieles, 
und bisher hat die Kooperation 
dann immer gut geklappt.
†: Stellen Sie sich das Jahr 
2008 vor. Was wünschen Sie, 
dass sich bis dahin konkret ver-
ändert hat?
Filkorn: Dass die Bedürfnisse 

der Familien in der städtischen 
Verwaltung und bei allen ande-
ren Institutionen automatisch 
immer mitgedacht werden. Dass 
die „Allianz Familien und Un-
ternehmen“ zustande gekom-
men ist und funktioniert. Und 
dass es mehr Krippen, Ganz-

tagsbetreuung und mehr Ferien-
betreuungsangebote gibt.
†: Und was sind Ihre länger-
fristigen Visionen? Bitte auch 
konkret.
Filkorn: Ich würde mir für jeden 
Stadtteil ein Familienzentrum 
wünschen, das niederschwellige 
Unterstützungsangebote macht: 
beispielsweise von der Krabbel-
gruppe über ein Frauencafé bis 
hin zum Stadtteilflohmarkt. Das 
kann ganz einfach mal ein Raum 
bei einem Kindergarten oder in 
der jeweiligen Kirchengemein-
de sein. Einfach eine Stelle, wo 
Familien jederzeit unverbindlich 
hin können.
†: Ist Familie damit nicht 
auch ausgrenzend? Wer keine 

Kinder hat, hätte in so ei-
nem Zentrum nichts zu su-
chen, oder?
Filkorn: Überhaupt nicht. 
Das ist oft ein Missver-
ständnis, dass die Interes-

sen von Familien den Interessen 
von z.B. Senioren oder Jugend-
lichen entgegenstehen. Das Fa-
milienzentrum ist hier sogar ein 
gutes Beispiel. Als Stadtteilzen-
trum könnte es natürlich auch 
Raum für einen Senioren-Treff 
anbieten oder Hiphop-Tanzkur-

Gisela Filkorn, 54 Jahre, Mutter 
von zwei Söhnen, ist seit Juli 
2007 Familienbeauftragte der 
Stadt Bamberg und wurde vom 
Stadtrat für ein Jahr gewählt. 
Außerdem ist sie Mitglied des 
Vorstands der Grün-Alternati-
ven Liste GAL.

Familie – gar nicht „weihnachtsheilig“

„Mir geht es um kon-
krete und praktische 
Bedürfnisse.“

„Ich wünsche mir für 
jeden Stadtteil ein 
Familienzentrum.“

se für Jugendliche. Außerdem 
gibt es ohnehin Überschneidun-
gen: Senioren suchen Familien-
anschluss als „Leihopa oder Lei-
homa“ und Jugendliche möch-
ten gerne mal als Baby-Sitter 
einspringen. Ein solches Zen-
trum könnte auch gut genutzt 
werden, um Menschen mit Mi-
grationshintergrund zu integrie-
ren. Ich hoffe, dass mit der Zeit 
eine gute Vernetzung mit den 
anderen Beauftragten und Bei-
räten der Stadt Bamberg ent-
steht. Dann könnten alle ihre In-
teressen in solche Konzepte ein-
bringen.
†: Vielen Dank für das Ge-
spräch.

14 Jahre arbeitete Roswitha 
Deinhart beim beruflichen Fort-
bildungszentrum der Bayeri-
schen Wirtschaft (bfz) in Bam-
berg. Als Seminarleiterin unter-
stützte die Politologin vor al-
lem benachteiligte Jugendliche 
bei der Suche nach einem Aus-
bildungsplatz, gab Deutschkur-
se und bereitete sie auf die Prü-
fungen bei der Handwerks- oder 
der Industrie- und Handelskam-
mer vor. Doch im Herbst 2005 
kam für sie selbst das Aus. Die 
heute 46-Jährige fiel einer Ent-
lassungswelle zum Opfer – ins-
gesamt wurden acht Mitarbei-
terInnen gekündigt, rund zehn 
Prozent der Belegschaft. 

Noch 20 Jahre 
bis zur Rente
Deinhart musste sich auf eine 
unsichere Zukunft in der Frei-
beruflichkeit einstellen. Zwar 
sind es als Mittvierzigerin noch 
20 Jahre bis zur Rente, doch 
auf dem Arbeitsmarkt gilt man/
frau damit bereits als alt. Wäh-
rend eine ehemalige Kollegin 
auf Wiedereinstellung klagt, 
entschied sie sich für die Abfin-
dung. „Wenn Du vor Gericht 
gehst, geht vielleicht das Mob-
bing los, das wollte ich mir er-
sparen“, sagt sie. 

Ursache für die Entlassungen 
waren nach Darstellung des bfz 
die „drastischen“ Mittelkürzun-
gen für Weiterbildungsmaßnah-

men der beruflichen Fortbildung 
durch die Bundesagentur für 
Arbeit und durch die Arbeitsge-
meinschaften (ARGEN), die seit 
Anfang 2005 für Bezieher von 
Arbeitslosengeld II (so genannte 
„Hartz IV“-Empfänger) zustän-
dig sind. „Es war damals eine 
sehr problematische Umbruchs-
zeit, die Arbeitsgemeinschaften 
befanden sich im Aufbau und 
gaben deutlich weniger Geld 
aus für Vermittlungs- und Qua-
lifizierungsmaßnahmen“, betont 
die Sprecherin des bfz Bamberg, 
Iris Schlaier. 

Nach Angaben der Bundes-
agentur für Arbeit (BA) san-
ken deren Ausgaben für Maß-
nahmen der beruflichen Fort-
bildung von 653 Millioen Euro 
im Jahr 2005 auf 527 Millionen 
im vergangenen Jahr. BA-Spre-
cher Ulrich Waschki räumt ein, 
dass „der Markt für Bildungs-
träger durcheinandergewirbelt“ 
worden sei. Allerdings: „Das 
war früher einfach ein schöner 
Selbstbedienungsladen“, betont 
er auf †-Anfrage. Seit Einfüh-
rung von Arbeitslosengeld II ge-
be es eine modulare und kürzere 
Förderung. Einzelne Kurse wür-
den nun genauer als früher auf 
ihre Effizienz überprüft. Wenn 
Bildungsträger in Schieflage ge-
rieten, liege das daran, dass die-
se sich zu sehr auf die Agenturen 
als einzigem Auftraggeber ver-
lassen hätten. „Unsere Aufgabe 
ist es aber nicht, Bildungsträger 

zu finanzieren, sondern Men-
schen in Arbeit zu bringen.“

Rekordüberschuss bei 
der Bundesagentur
Während die Einsparungen bei 
der beruflichen Fortbildung im 
Haushalt der BA im vergange-
nen Jahr zu einem Rekordüber-
schuss von elf Milliarden Eu-

ro beitrugen, lösten sie jeden-
falls bei den Bildungsträgern ei-
nen enormen Kostendruck aus. 
Die Folgen sind Entlassungen 
und „Arbeitsverdichtungen“. So 
werden die Kurse zeitlich ver-
kürzt oder ihre Teilnehmerzahl 
erhöht. Langzeitarbeitslose wer-

den zunehmend von den drei 
ARGEN (Stadt Bamberg, Land-
kreis Bamberg und Forchheim) 
selbst vermittelt, Vermittlungs-
maßnahmen, die zum Beispiel 
ein Profil des Bewerbers und ein 
Bewerbungstraining beinhalten, 
werden kaum noch an Bildungs-
träger vergeben. 

Der Fachreferent für berufli-
che Weiterbildung bei der Ge-

werkschaft Erziehung und Wis-
senschaft (GEW), Peter Weiß, 
beklagt einen Preis- und Qua-
litätsverfall bei den Weiterbil-
dungsangeboten vor allem seit 
Einführung von Hartz IV. Oft-
mals würden fest angestell-
te Kursleiter oder Referenten 

durch freiberufliche Honorar-
kräfte ersetzt, für die keine So-
zialversicherungsbeiträge ge-
zahlt werden müssen. Oder äl-
tere Mitarbeiter, die schon eini-
ge Gehaltsrunden drehten, ge-
gen junge und vor allem billi-
gere Hochschulabgänger ausge-
tauscht. 

Keine Schamgrenzen 
mehr
Mit 1600 bis 2000 Euro brutto 
für eine Vollzeitstelle lägen die 
Einstiegsgehälter bei den Fort-
bildungsträgern inzwischen auf 
dem Niveau von Bauhilfskräf-
ten, kritisiert Weiß: „Die Arbeit-
geber geben den Druck durch 
die Politik einfach an die Be-
schäftigten weiter.“ In einigen 
Betrieben gebe es „überhaupt 
keine Schamgrenzen mehr“, 
würden die Beschäftigten ge-
schuriegelt und die Arbeit oder 
selbst die Gründung eines Be-
triebsrats massiv behindert so-
wie die Gehälter immer weiter 
zusammengestrichen.

Entscheidendes Kriterium bei 
Ausschreibungen von Bildungs-
maßnahmen durch die Arbeits-
agenturen oder die Arbeitsge-
meinschaften sei inzwischen der 
Preis, nicht mehr die Qualität ei-
nes Anbieters oder die Sinnhaf-
tigkeit der Seminare. „Was der 
einzelne Arbeitslose wirklich 
braucht, steht längst nicht mehr 
im Mittelpunkt“, betont der Ge-

Bildung soll nix kosten!
werkschafter. Die Forderung 
der GEW laute: „Wir brauchen 
nicht mehr Deregulierung, son-
dern verbindliche Qualitätsstan-
dards und einen Branchentarif-
vertrag mit geregelter Bezah-
lung.“

Doch ein Tarifvertrag für die 
gesamte Branche bleibt vorerst 
ein Wunschtraum der Bildungs-
arbeiterInnen. Allerdings zu-
mindest für die bfz-Mitarbeite-
rInnen in Bayern dürfte es nach 
Weiß’ Worten noch in diesem 
Jahr einen einheitlichen Tarif-
vertrag geben. Zwar habe sich 
die GEW in den Verhandlun-
gen mit den Arbeitgebern bei 
der Begrenzung des Einsatzes 
von Honorarkräften auf 20 Pro-
zent des Unterrichtsvolumens 
nicht durchsetzen können, doch 
die Gespräche seien erfolgsver-
sprechend.

Für Roswitha Deinhart kommt 
der Tarifvertrag zu spät. Ihr 
Resümee zum Bildungstandort 
Deutschland fällt deprimierend 
aus: „Es ist paradox, wie wich-
tig Bildung in unserem Land an-
geblich ist, aber sie soll nix kos-
ten!“

Einsparungen der Bundesagentur für Arbeit sorgen für Kosten-
druck bei den Bildungsträgern und für Entlassungen
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Die Arbeitsmarktreformen führten zu einer Krise bei den Weiterbildungsträgern


